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I.

„The king of the road”
Nach durchzechter Partynacht setzt sich Jungführerscheinbesitzer Seppl W mit einem Restalkoholwert von 1,8 Promille wieder hinter das Steuer seines gestylten Boliden, um ihn seiner Freundin Babsi S vorzuführen. Sein fahrerischer Drang scheint gebremst, als er innerhalb des Ortsgebietes in einiger Entfernung eine Trachtenmusikkapelle erblickt, die sich gerade anschickt, auf einem ampelgeregelten Schutzweg die Straße zu überqueren. Babsi S schaut ihren Seppl fragend an und meint, er werde wohl nicht ernsthaft warten, bis dieser Spießerverein die Straße überquert habe. Obwohl die Ampel für Seppl W bereits rot zeigt, beschleunigt er daraufhin seinen Boliden auf 100 km/h, um noch vor der Gruppe den Schutzweg zu passieren und nicht vor seiner Freundin uncool dazustehen. Es geht sich jedoch nicht aus: Ein Teil der Musikergruppe (15 Personen) befindet sich bereits auf dem Schutzweg. Für ein Abbremsen ist es zu spät und für ein Durchfahren ist die verbleibende Lücke zu klein. Seppl W erfasst fünf Musiker der Kapelle. Zwei finden dabei den Tod, die drei anderen werden schwer verletzt. Alle übrigen Musiker können gerade noch zur Seite springen.

Den Führerschein ist Seppl W vorerst einmal los. Notgedrungen muss er nun auf öffentliche Verkehrsmittel umsteigen. Fahrschein löst Seppl W keinen, da er ja nicht freiwillig mit öffentlichen Verkehrsmitteln fährt. Äußerst ungehalten reagiert er, als ihn unmittelbar nach dem Aussteigen aus einem Bus der öffentlichen Verkehrsbetriebe zwei Kontrollore nach seinem Fahrschein fragen. Als er einen solchen nicht vorweisen kann und schon gar nicht gewillt ist, seine Identität preiszugeben, wollen die Kontrollore ihn anhalten, bis die bereits alarmierte Polizei vor Ort eintrifft. Wild um sich schlagend reißt Seppl W sich los und sucht das Weite. Ein Kontrollor erleidet bei dem Handgemenge mehrere Prellungen.

Angesichts dieser Schwierigkeiten will Seppl W nun doch auf das Fahrrad umsteigen. Ein solches besitzt jedoch nur seine Freundin Babsi, die es jedoch selber täglich benötigt. Babsi S möchte dennoch ihrem Seppl helfen, da er schon genug Schwierigkeiten hat. Sie schlägt ihm vor, dass sie ihr Fahrrad einfach als gestohlen meldet. Die Versicherung würde dann das vermeintlich gestohlene Fahrrad ersetzen und sie könnten sich von der Versicherungssumme ein zweites kaufen. Seppl W glaubt zwar nicht, dass die Versicherung darauf reinfallen würde, aber seiner schlauen Babsi will er bei ihren Absichten nicht hineinreden. Umgehend erstattet Babsi S eine Diebstahlsanzeige bei der Polizei und übermittelt diese mit einer Schadensmeldung an die Versicherung. Einige Tage später erhält sie einen Anruf von ihrem Versicherungsvertreter. Dieser teilt ihr mit, dass der Diebstahl leider nicht von der Versicherung gedeckt sei: Sie habe nämlich in der Schadensmeldung angegeben, dass das Fahrrad zum Zeitpunkt des Diebstahls auf der Straße abgestellt war. Die Versicherung würde den Schaden jedoch nur übernehmen, wenn das Fahrrad aus einem abgeschlossenen Raum, wie zB einem Fahrradkeller gestohlen wurde. Leicht verärgert über die eigene Blödheit bedankt sich Babsi S beim freundlichen Versicherungsvertreter.

Beurteilen Sie die Strafbarkeit der beteiligten Personen.

II.
1.
Aufgrund mehrerer Anzeigen ermittelt die Kriminalpolizei gegen A wegen des Verdachtes der Mitgliedschaft in einer kriminellen Organisation (§ 278a StGB). Trotz dürftiger Verdachtsmomente wird A zur Sicherheit auf Anordnung der StA nach gerichtlicher Bewilligung vorerst festgenommen und über ihn die Untersuchungshaft verhängt. Die Untersuchungshaft wird mit der möglicherweise hohen Gefährlichkeit des Tatverdächtigen begründet. Hinsichtlich des dringenden Tatverdachts wird auf die zu erwartenden Ergebnisse des weiteren Ermittlungsverfahrens verwiesen.

Ist diese Vorgangsweise korrekt?

Welche Rechtsmittelmöglichkeiten hat A?

2.
Im Zustand der Zurechnungsunfähigkeit, zurückzuführen auf eine geistige und seelische Abartigkeit höheren Grades, setzt der geistig Behinderte X die Vorhänge seiner Wohnung in Brand. Erschreckt durch die hohen Flammen eilt er hierauf zu seinem Nachbarn und bittet ihn, sofort die Feuerwehr zu alarmieren. Diese kann den Brand rasch löschen und rechtzeitig ein weiteres Ausbreiten verhindern. Der Schaden Beträgt 4000 Euro, wobei X aufgrund seiner geistigen Behinderung keine Vorstellung hatte, wie groß der Schaden ist, den er angerichtet hat bzw anrichten hätten können. X wird wegen versuchter Brandstiftung (§§ 15, 169 Abs 1 StGB) in eine Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher eingewiesen (§ 21 Abs 1 StGB).

Ist dies korrekt? Zu welchem Rechtsmittel würden Sie X bzw seinem Verteidiger raten.
3.
Nach dem Urteil erster Instanz erleidet Y einen Migräneanfall. Als sein Verteidiger ihn im Zuge der Besprechung des Urteils frägt, ob er ein Rechtsmittel anmelden solle, lehnt Y dies ab, da ihm die Justiz bis jetzt schon genug Kopfschmerzen bereitet habe. Nach einwöchigem Krankenstand und ärztlicher Behandlung geht es Y wieder besser und er möchte doch ein Rechtsmittelverfahren anstrengen. Durch die massiven Kopfschmerzen sah er sich davor nicht in der Lage, sich den Kopf über die weitere rechtliche Vorgangsweise zu zerbrechen.
Welche Möglichkeiten hat Y? Beurteilen sie die Erfolgschancen.
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